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KURZ KOMMENTIERT

Steuerschlupflöcher
Große Verlockung

N ach dem Scheitern der großen Steuerreform besinnt 
man sich in der SPD wieder auf deren ursprüngliche 
Ziele. Diese bestanden in einem umfassenden Abbau 
steuerlicher Ausnahmetatbestände bei gleichzeitiger 
Absenkung des Steuertarifs. Nun hat der neue finanz­
politische Koordinator der SPD, Hans Eichel, vorge­
schlagen, durch die Beseitigung von Steuerschlupf­
löchern der Steuervermeidung Einhalt zu gebieten. 
Eine aufkommensneutrale Kompensation durch Tarif­
senkungen sieht Eichels Vorschlag jedoch nicht vor.

Die Motivation Eichels ist vor allem in dem Wunsch 
nach Verteilungsgerechtigkeit zu suchen, denn die 
vielen Vergünstigungen kommen denjenigen zugute, 
d ie  zur Steuervermeidung besonders befähigt sind. 
Insbesondere den Unternehmen gelingt es, durch 
Steuersparmodelle ihre Belastung erheblich zu sen­
ken. Dagegen resultiert die Ablehnung der Eichel- 
Initiative von seiten der Koalition aus der Einsicht, daß 
eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage ohne 
Verringerung der Steuersätze de facto einer Steuer­
erhöhung gleichkommt. Dies ist vor allem der FDP als 
erklärter Steuersenkungspartei ein Dorn im Auge.

Angesichts leerer Kassen und der anstehenden 
Steuerschätzung im November ist die Verlockung zu­
sätzlicher Steuergelder für alle Parteien sehr groß. 
A llerdings sollte man mit derart kurzfristig angelegten 
Maßnahmen vorsichtig sein. Denn gerade bei der 
Kapitaleinkommens- und Gewinnbesteuerung bietet 
s o  manches Schlupfloch nur eine notwendige 
Atem pause für Anleger und Unternehmen. Wer hier 
zugreift, ohne einen Ausgleich über den Tarif zu schaf­
fen , wird der steuerlich bedingten Kapitalflucht weiter 
Vorschub leisten. Dies ist volkswirtschaftlich kontra­
p roduktiv  und führt langfristig nicht zu höheren 
Einnahmen. Auf diese Weise wird man weder die 
Verteilungsgerechtigkeit erhöhen noch Haushalts­
löcher stopfen können. boe

Kartellnovelle
Erneut unter Beschuß

A nläß lich  einer Anhörung zur geplanten Novellierung 
d e s  GWB haben Wirtschaftsverbände und Vertreter 
a lle r Parteien den Referentenentwurf von Bundes­
w irtschaftsm inister Günter Rexrodt erneut heftig kriti­
s ie rt. Dieses Mal steht die Konzentration im Ein­
zelhandel im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen. 
Vertreter des Mittelstandes beklagen, daß die sechste 
GW B-Novelle dem Problem der Nachfragemacht im

Handel nicht ausreichend Rechnung trägt. Gefordert 
wird unter anderem ein gesetzliches Verbot gegen 
den Verkauf unter Einstandspreisen. Darüber hinaus 
verlangen der Markenverband und bestim m te 
Industriegruppen eine spezielle Zusammenschluß­
kontrolle für Großkonzerne im Handel. Eine handels­
spezifische Veränderung des GWB war bereits bei 
früheren Novellierungen intensiv diskutiert worden. 
Allerdings waren die Forderungen stets m it der 
Begründung zurückgewiesen worden, daß die 
Verbraucher von dem intensiven Wettbewerb im 
Handel profitierten.

Um die mißbräuchliche Ausnutzung von Nach­
fragemacht zu verhindern und zugleich die Wett­
bewerbsfähigkeit des mittelständischen Einzelhan­
dels zu stärken, stellen die gemachten Vorschläge 
keine geeigneten Lösungen dar. Ein Verbot des 
Verkaufes zu Unterkostenpreisen würde staatliche 
Preiskontrollen voraussetzen. Diese ständen dem 
Wettbewerbsprinzip und damit der freien Preisge­
staltung von Unternehmen entgegen. Auch ließe sich 
der Konzentrationsprozeß nicht durch eine Ver­
schärfung der Fusionsregeln für Handelsunternehmen 
stoppen. Denn letztlich unterlägen den strengeren 
GW B-Bestimm ungen nur kleinere und m ittlere 
Zusammenschlüsse, während die Handelsriesen wei­
terhin grünes Licht aus Brüssel bekämen. Wettbe­
werbspolitischer Ansatzpunkt ist die Verbesserung 
der Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Nachfrager. Diesbezüglich sollte der Regierungs­
entwurf noch einmal überdacht werden. ki

Ökosteuer
Einigung in Sicht?

Die Idee einer EU-weiten Energie/C02-Steuer ist nicht 
neu. Anläßlich eines Treffens mehrerer Umweltm ini­
ster der EU kam sie nun erneut auf den Tisch. Die 
Runde der neun weiterentwickelten EU-Länder einig­
te sich darauf, bis zum Jahresende eine einvernehm­
liche europäische Lösung für die Besteuerung des 
Energieverbrauchs zu erzielen. Dabei soll die Zu­
stimmung der Staaten, die sich gegen eine Ökosteu­
er in Europa aussprechen, durch diverse Sonderrege­
lungen erreicht werden.

In der Diskussion um die Energiebesteuerung in 
Europa offenbart sich der bekannte Nord-Süd- 
Konflikt. Die Industrieländer haben große Ver­
schmutzungsprobleme, verfügen jedoch über die fi­
nanziellen Mittel um diese zu bekämpfen. Sie erhoffen 
sich von dem Einsatz der Ökosteuer eine Ver­
minderung der C02-Emissionen, welche für einen 
Großteil der bedrohlichen Veränderung des Klima­
systems verantwortlich sind. Für die südlichen Länder
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hat die ökonomische Entwicklung Priorität; sie wollen 
ihrer W irtschaft keine zusätzlichen Kosten aufbürden. 
Eine Ausnahme bildet Großbritannien, welches sich 
aus ideologischen Gründen gegen eine fiskalische 
Bevormundung aus Brüssel wehrt.

Die erneute Ankündigung einer Einigung verwun­
dert im Hinblick auf die Vertragstaatenkonferenz der 
Klimarahmenkonvention im Dezember dieses Jahres 
wenig. Die EU spielte einst die Vorreiterrolle in den in­
ternationalen Klimaverhandlungen und läuft nun 
Gefahr, die angestrebten C02-Reduktionsziele nicht 
erreichen zu können, weil es den europäischen M it­
gliedstaaten nicht gelingt, sich auf ein Maß­
nahmenpaket zur Erreichung der Emissionsziele zu ei­
nigen. So liegt die Vermutung nahe, daß die neuer­
liche Absichtserklärung über das Scheitern der 
Ökosteuer-Verhandlungen hinwegtäuschen soll, um 
eine internationale Blamage in Kyoto zu verhindern. 
Ob es diesmal tatsächlich zu einer Einigung kommen 
wird, bleibt weiterhin fraglich. ab

Rußland
Weiterer Erfolg

Nachdem  die Russische Föderation bereits Mitte 
September in den „Pariser C lub“ der Geberländer auf­
genommen worden war, konnte Rußland auf dem 
Weg zur Integration in das internationale Finanz­
system Anfang Oktober einen weiteren Erfolg verbu­
chen. In Moskau wurde nach langwierigen Ver­
handlungen mit dem Londoner Club der privaten 
Gläubigerbanken ein Umschuldungsabkommen un­
terzeichnet, in dem die Rückzahlung von 35 Mrd. US- 
Dollar Altschulden der UdSSR geregelt wird, die von 
Rußland als Rechtsnachfolger der Sowjetunion über­
nommen worden waren. Die Vereinbarung sieht vor, 
daß Rußland, beginnend mit dem Jahre 2002, die 
Tilgung der Hauptschuld in Höhe von 24 Mrd. US- 
Dollar über einen Zeitraum von 25 Jahren durchführen 
wird. Bis zum 2. Dezember 1997 müssen 3 Mrd. US- 
Dollar Zinsrückstände bar an die Gläubigerbanken ge­
zahlt werden. Die verbleibende Zinsschuld in Höhe 
von 8 Mrd. US-Dollar wird in festverzinsliche Anleihen 
der russischen Vneschekonombank umgewandelt 
und muß ab dem Jahre 2002 innerhalb von 20 Jahren 
beglichen sein.

Der russische Finanzminister wertete das Umschul­
dungsabkommen als Vertrauensbeweis der ausländi­
schen Banken gegenüber dem Reformkurs der 
Regierung. Es wird erwartet, daß sich in der Folge 
auch das von internationalen Agenturen vorgenom­
mene Kreditrating Rußlands verbessert. Allerdings 
muß sich Rußland in der Zukunft dieses Vertrauens 
noch würdig erweisen. Für die W irtschaftsentwicklung

1998 wurden vom russischen W irtschaftsministerium 
zwei Szenarien -  jeweils für Wachstum oder Stagna­
tion des BIP -  veröffentlicht. Mit einem W irtschafts­
wachstum kann demnach nur gerechnet werden, 
wenn der Regierung die Durchsetzung ihrer w irt- 
schaftspolitischen Vorhaben gelingt, wobei unter 
anderem die Realisierung der Steuerreform, die Be­
gleichung der ausstehenden Lohnzahlungen und eine 
plangemäße Steuereintreibung vorausgesetzt wer­
den. sr

Korruptionsbekämpfung
Neue Konditionalität?

Nachdem  im Zuge der von Thailand ausgehenden 
Finanzkrise deutlich geworden ist, wie marode die 
Finanzsektoren vieler Staaten sind, drehte sich auf 
der Jahrestagung der Bretton Woods-Institutionen in 
Hongkong alles um die Frage, ob letztere gerüstet 
sind, zukünftige Finanzkrisen zu verhindern oder zu­
mindest wieder zu bewältigen. Entwicklungspolitische 
Probleme, die für Länder von Bedeutung sind, die 
(noch?) nicht von dem Zustrom privaten Kapitals pro­
fitieren, wie z. B. die Finanzierung der Entschuldungs­
initiative für die armen Entwicklungsländer, blieben 
trotz rhetorisch beachtenswerter Hinweise auf die 
Zeitbombe Armut ungelöst.

So mag viele Beobachter überrascht haben, daß 
das Thema Korruptionsbekämpfung auf der Tages­
ordnung stand. Obwohl jeder weiß, daß Korruption 
weltweit private Aktivitäten, gesamtwirtschaftliche 
Stabilität und nachhaltige Entwicklung untergräbt, 
hatte das Thema jahrzehntelang offiziell nicht zur 
Debatte gestanden oder war verschämt unter dem 
Begriff „Good Governance“ diskutiert worden. Doch 
jetzt war der Zeitpunkt günstig. Es dürfte nicht ver­
borgen geblieben sein, daß das Fehlen vernünftiger 
Überwachungssysteme in vielen Bankensektoren und 
damit schließlich die finanziellen Turbulenzen durch­
aus auch etwas mit Korruption zu tun hatten.

Unter dem Eindruck dieses Schocks fanden die 
von Internationalem Währungsfonds und Weltbank 
erarbeiteten Strategien und Richtlinien zur Korrup­
tionsbekämpfung auch die Zustimmung der Ent­
wicklungsländer. Wer allerdings jetzt auf ein neues 
Element der Konditionalität bei der Vergabe von 
Weltbankkrediten wartet, muß sich noch gedulden. 
Denn im Kommunique des Entwicklungsausschusses 
wird festgestellt, daß die Korruptionsbekämpfung 
vornehm lich die Aufgabe der Regierungen der 
M itgliedsländer ist und Weltbank und Internatio­
naler Währungsfonds nur auf Wunsch der Staaten 
tätig werden sollen. Immerhin, ein Anfang ist ge­
macht. ho

554 W IRTSCHAFTSDIENST 1997/X


